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Antrag 

der Abgeordneten Martin Hagen, Alexander Muthmann, Julika Sandt, Matthias 
Fischbach und Fraktion (FDP) 

Bericht zu Extremismus und Dienstsituation bei der Bayerischen Polizei 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, dem Ausschuss für Kommunale Fragen, Innere 
Sicherheit und Sport mündlich und schriftlich zu berichten, 

1. ob sie die Vorfälle im Zusammenhang mit Rechtsextremismus, Rassismus und An-
tisemitismus sowie mit Drogenmissbrauch bei der Polizei nach wie vor als Einzel-
fälle bewertet, 

2. mit welchen Maßnahmen sie rechtsextremen, rassistischen und antisemitischen 
Tendenzen entgegenwirkt, 

3. an wen sich Beamtinnen und Beamte wenden können, wenn sie extremistisches 
Verhalten von Kolleginnen und Kollegen wahrnehmen, 

4. inwieweit es Schulungen und Fortbildungen für Führungskräfte gibt, um die Beam-
tinnen und Beamten im Umgang mit rechtsextremen, rassistischen und antisemiti-
schen Verhaltensweisen zu sensibilisieren, 

5. ob sie eine Dunkelfeldstudie zu strukturellem Rassismus in der Polizei für notwendig 
und sinnvoll erachtet, 

6. welche Maßnahmen vorgesehen sind, um die Arbeitsbedingungen für die Polizei-
beamtinnen und -beamten zu verbessern, insbesondere im Hinblick auf psychische 
Belastungen, denen sie bei ihrer täglichen Arbeit ausgesetzt sind, 

7. ob eine Ausweitung der psychosozialen Betreuung durch den Polizeilichen Sozialen 
Dienst geplant ist, 

8. wie sie die Arbeit des Zentralen Psychologischen Dienstes in München bewertet 
und ob bei diesem konzeptionelle Veränderungen vorgesehen sind, 

9. welche Anstrengungen sie unternimmt, um das Ansehen der Polizei in der Gesell-
schaft zu stärken. 

 

Begründung: 

Die bekannt gewordenen Vorfälle im Zusammenhang mit Rechtsextremismus, Rassis-
mus und Antisemitismus, aber auch mit Drogenmissbrauch gefährden das Ansehen der 
Polizei. Ausmaß und mögliche strukturelle Ursachen dieser Vorfälle müssen genau ana-
lysiert und geeignete Gegenmaßnahmen getroffen werden. Gleichzeitig darf das Fehl-
verhalten Einzelner nicht die Arbeit der gesamten Polizei in Misskredit bringen. 

Wir erkennen an, dass Polizeibeamtinnen und -beamte in ihrem dienstlichen Alltag be-
sonderen emotionalen und psychischen Belastungen ausgesetzt sind. Es ist Aufgabe 
des Staates, sie so zu unterstützen, dass sie ihren Dienst seriös, bürgerorientiert und 
rechtsstaatlich verrichten können. 
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Kommunale Fragen, Innere Sicherheit und Sport 

Antrag der Abgeordneten Martin Hagen, Alexander Muthmann, Julika Sandt u.a. 
und Fraktion (FDP) 
Drs. 18/10224 

Bericht zu Extremismus und Dienstsituation bei der Bayerischen Polizei 

I. Beschlussempfehlung: 

Zustimmung mit der Maßgabe, dass in Satz 1 die Worte „mündlich und schriftlich“ 
gestrichen werden. 

Berichterstatter: Alexander Muthmann 
Mitberichterstatter: Alfred Grob 

II. Bericht: 

1. Der Antrag wurde dem Ausschuss für Kommunale Fragen, Innere Sicherheit 
und Sport federführend zugewiesen. Der Ausschuss für Fragen des öffentli-
chen Dienstes hat den Antrag mitberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Antrag in seiner 25. Sitzung am 7. Ok-
tober 2020 beraten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FDP: Zustimmung 
mit der in I. enthaltenen Änderung Z u s t im m u n g  empfohlen. 

3. Der Ausschuss für Fragen des öffentlichen Dienstes hat den Antrag in seiner 
30. Sitzung am 27. Oktober 2020 mitberaten und mit folgendem Stimmergeb-
nis:  
 CSU: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Ablehnung 
 SPD: kein Votum 
 FDP: Zustimmung 
der Beschlussempfehlung des federführenden Ausschusses zu g e s t im m t .  

Dr. Martin Runge 
Vorsitzender 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und beschlossen: 

Antrag der Abgeordneten Martin Hagen, Alexander Muthmann, Julika Sandt, 
Matthias Fischbach und Fraktion (FDP) 

Drs. 18/10224, 18/10893 

Bericht zu Extremismus und Dienstsituation bei der Bayerischen Polizei 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, dem Ausschuss für Kommunale Fragen, Innere 
Sicherheit und Sport zu berichten, 

1. ob sie die Vorfälle im Zusammenhang mit Rechtsextremismus, Rassismus und An-
tisemitismus sowie mit Drogenmissbrauch bei der Polizei nach wie vor als Einzel-
fälle bewertet, 

2. mit welchen Maßnahmen sie rechtsextremen, rassistischen und antisemitischen 
Tendenzen entgegenwirkt, 

3. an wen sich Beamtinnen und Beamte wenden können, wenn sie extremistisches 
Verhalten von Kolleginnen und Kollegen wahrnehmen, 

4. inwieweit es Schulungen und Fortbildungen für Führungskräfte gibt, um die Beam-
tinnen und Beamten im Umgang mit rechtsextremen, rassistischen und antisemiti-
schen Verhaltensweisen zu sensibilisieren, 

5. ob sie eine Dunkelfeldstudie zu strukturellem Rassismus in der Polizei für notwendig 
und sinnvoll erachtet, 

6. welche Maßnahmen vorgesehen sind, um die Arbeitsbedingungen für die Polizei-
beamtinnen und -beamten zu verbessern, insbesondere im Hinblick auf psychische 
Belastungen, denen sie bei ihrer täglichen Arbeit ausgesetzt sind, 

7. ob eine Ausweitung der psychosozialen Betreuung durch den Polizeilichen Sozialen 
Dienst geplant ist, 

8. wie sie die Arbeit des Zentralen Psychologischen Dienstes in München bewertet 
und ob bei diesem konzeptionelle Veränderungen vorgesehen sind, 

9. welche Anstrengungen sie unternimmt, um das Ansehen der Polizei in der Gesell-
schaft zu stärken. 
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Die Präsidentin  

I.V. 

Thomas Gehring 

II. Vizepräsident 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher



Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Ich rufe Tagesordnungspunkt 5 

auf:

Abstimmung

über eine Verfassungsstreitigkeit und Anträge, die gemäß § 59 Abs. 7 der 

Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden (s. Anlage 3)

Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen Voten der Frak-

tionen verweise ich auf die Liste.

(Siehe Anlage 3)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim-

mungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der Liste einverstanden ist, den bitte 

ich um das Handzeichen. – Das sind alle Fraktionen. Gegenstimmen? – Keine. Ent-

haltungen? – Herr Abgeordneter Plenk (fraktionslos). Damit ist auch dieses Votum ent-

sprechend protokolliert, und der Landtag übernimmt die Voten.

Jetzt kommt das Ergebnis zu dem Antrag der SPD-Fraktion auf Drucksache 18/7304. 

Mit Ja abgestimmt haben 26 Abgeordnete, mit Nein 75, Enthaltungen: 8. Damit ist der 

Dringlichkeitsantrag abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 2)
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